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DAS MUSS

SICH ÄNDERN

DIE 100 WICHTIGSTEN PROBLEME BERLINS UND IHRE LÖSUNG



WAHLPROGRAMM ZUR ABGEORDNETENHAUSWAHL 2011 –

GEMEINSAM ERARBEITET VON DEN MITGLIEDERN DER CDU

UND DEN BÜRGERINNEN UND BÜRGERN BERLINS

BESCHLUSS DES 34. LANDESPARTEITAGES DER CDU BERLIN VOM 6. MAI 2011



FÜR BERLIN.



GERADE. RICHTIG
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BERLIN WIRD SCHLECHT REGIERT.

DAS MUSS SICH ÄNDERN.

Unsere Lebensqualität ist bedroht



S-Bahn, Schulen, Arbeitsmarkt,

Wirtschaftsentwicklung,

Integration: An Missstände hat

sich Berlin leider gewöhnt



Es muss sich vieles ändern, damit Berlin so attraktiv wie heute bleiben kann. Stellen Sie sich

einmal kurz vor, die Probleme Berlins wären beseitigt, die Blockaden aufgehoben und alle

Berlinerinnen und Berliner könnten ihre Kraft voll entfalten. Dann wären Gefahren gebannt und

Ungerechtigkeiten reduziert.

So richtig vorstellen können wir uns gar nicht mehr, dass in Berlin die S-Bahn zuverlässig fährt,

die Schulen saniert sind, der Arbeitsmarkt funktioniert, die Probleme der Migranten und die

Schwierigkeiten mit Zuwanderern gelöst sind, die Wirtschaft boomt, die Straßen nachts sicher

bleiben, Wartezeiten bei Ärzten und Behörden unbekannt sind und die Stadt, ihre Parks und

Plätze blühen.

Die CDU kann leider keine einfachen, schnellen Lösungen versprechen. Dem steht schon die

alles dominierende Haushaltsnotlage entgegen. Aber die CDU findet sich nicht mit den Problemen ab. Wir wollen sie entschlossen angehen. Für uns ist das die zentrale Frage: Kann Berlin

seine Probleme in den Griff bekommen, oder bleibt es dabei, dass Schulden, soziale Spaltung,

Gewalt, mangelhafte Bildung, wirtschaftlicher Rückstand, Integrationsprobleme usw. wachsen?



Die Berliner CDU bietet:

100 Lösungen für 100 Probleme

Wir räumen entschlossen auf,

dennoch wird es dauern



Deshalb haben wir unser Programm völlig neuartig aufgebaut. Wir haben aus der Sicht aller

Bürger und Unternehmen dieser Stadt die Schwierigkeiten aufgeführt. Nach Themen sortiert

sind die 100 wichtigsten Probleme aufgelistet. Das Entscheidende steht dann jeweils daneben:

die Lösung. Konkret und verständlich. Die Probleme verschwinden nicht über Nacht. Aber sie

werden endlich angegangen.

Nach den aufgeführten 100 wichtigsten Problemen finden sich als Anmerkungen verwandte,

ergänzende Themen und deren Lösung. Schließlich listen wir am Ende des Programms die

wichtigsten Konzepte und Ausarbeitungen auf, die die anstehenden Aufgaben in Berlin vertieft

behandeln und von der CDU in letzter Zeit erarbeitet wurden. Allein unser bundesweit gelobtes

Integrationsprogramm umfasst 45 Seiten. Aber auch zu wichtigen Einzelthemen wie E-mobility,

S-Bahn-Krise oder Bürgerarbeit haben wir ausführliche Lösungen vorgelegt.



Die Zukunft Berlins fängt bei den

Bürgern an

Dieses Programm kam mit

den Bürgern zustande



Lob von allen Seiten:

„Berlins innovativste Partei“

Die Bürger brauchen eine Stimme

– auch für unbequeme Themen wie

Gewalt, Integration oder Verwahrlosung



Die CDU Berlin untermauert mit diesem Wahlprogramm ihre Stellung als die Partei, die für

die Probleme unserer Stadt die erfolgversprechendsten Lösungen bietet. Wir freuen uns, dass

wir schon während der Erarbeitung dieses Programms reichlich positive Resonanz erhalten

haben. Wir haben den Bürger in bisher ungekanntem Ausmaß Gelegenheit gegeben, sich zu

beteiligen. Über 1.000 Beiträge zu unserem Programm haben Bürger verfasst. Mehr als 40.000

Seiten unserer eigens eingerichteten Programm-Webseite www.richtig-fuer-berlin.de wurden

aufgerufen. Wir haben in Veranstaltungen diskutiert, mit zahlreichen Experten gesprochen

und Berlins erste telefonische Bürgerkonferenz mit über 450 Teilnehmern abgehalten. Diese

Bürgerbeteiligung hat sich mehr als gelohnt. Wir haben in vielen Einzelfragen wertvolle

Anregungen erhalten. Vor allem können wir heute noch überzeugter und überzeugender

argumentieren: Das sind die Probleme Berlins. Wir können, wollen und werden sie lösen. Eine

Zeitung formulierte über die Berliner CDU, sie sei „hier die innovativste aller etablierten Parteien.“ Diese Zeitung ist die taz und wir bedanken uns für den vorurteilsfreien Blick.

Die Beteiligung der Bürger verdeutlicht, dass bestimmte Probleme dieser Stadt ohne ausreichende Stimme in der Öffentlichkeit dastehen und im gegenwärtigen Senat keine Resonanz

finden. Während die Probleme an den Schulen zu Recht im Fokus stehen, der katastrophale Zustand der S-Bahn hinreichend deutlich - wenn auch vom Senat weiter ungelöst - ist, die sozialen
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Belange über zahllose, öffentlich finanzierte Initiativen und Träger repräsentiert sind, werden

andere wichtige Themen an den Rand gedrängt: Zahlreiche Polizisten haben sich bei uns gemeldet und sich enorm erleichtert gezeigt, dass wir thematisiert haben, wie schlecht Stimmung,

Ausstattung, ja Ausnutzung dieses Berufszweiges nach jahrelangem Einstellungs-Stopp sind.

Straftäter werden immer jünger, Polizisten immer älter – und weniger.

Auch die Unsicherheit der normalen Bürger nachts, an leeren U-Bahnhöfen, Parks und an

anderen Stellen des öffentlichen Raums ist viel größer, als es die linken Mitbewerber wahrhaben wollen. Das gilt auch für die eigene Wohnung: Nichts nimmt in Berlin so sehr zu wie

Wohnungseinbrüche. Wenn Gewaltdelikte an Schulen nicht mehr gemeldet werden, dann

sinkt ihre Anzahl zwar in der entsprechenden Statistik. Sprechen dagegen die Bürger, tritt ein

anderes Bild zu Tage. Die zunehmende Verwahrlosung Berlins muss gestoppt werden.



Wohnungseinbrüche nehmen

drastisch zu



Die CDU steht für eine konsequente Politik gegen jede Form von Gewalt. Wir verharmlosen

auch nicht Gewalt, die mit dem Ausdruck „Gewalt gegen Sachen“ bagatellisiert wird. Eindrucksvoll hat etwa Rudi Giuliani 1993 vor seiner Wahl zum Bürgermeister von New York die

Bekämpfung der Kriminalität in seiner Stadt versprochen. Unter dem Begriff „Null-ToleranzStrategie“ wurde er damit weltweit berühmt. Um 57 Prozent hat er die Verbrechensrate in New

York gesenkt, die Zahl der Morde fiel auf ein historisches Tief, während in anderen Teilen der

USA die Gewalt nicht zurückging.



Null-Toleranz-Strategie



Neben der persönlichen Sicherheit bedrückt die Menschen das Thema Integration. Dem darf

sich die Arbeit des nächsten Senats nicht weiter verschließen. Das gilt nicht nur für die Sorgen

der Einheimischen, sondern auch für die der Zuwanderer. Auch sie werden durch Nichtbeachtung ihrer guten Ansätze, ihrer teilweise enormen Leistungen bestraft. Die „schau-wegund-tu-nix“-Regierung leugnet die Schwierigkeiten der Einheimischen und verdrängt, dass viele

Zuwanderer vor drängenden Problemen stehen. Sie werden trotz guter Integrationsleistung in

Sippenhaft für Missstände genommen. Die Migranten, nicht die Einheimischen, sind zudem die

häufigsten Opfer von Gewalt anderer Migranten.



Opfer von Gewalt von Migranten sind

zuerst andere Migranten



Wir werden die Zustände nicht weiter tolerieren. 40 Prozent Arbeitslosigkeit bei NichtDeutschen Staatsangehörigen, vor allem Türken, in Berlin sind eine Zeitbombe. Wir haben dazu

viele Vorschläge erarbeitet. Zu ihrer Umsetzung braucht man den klaren Kompass der Union:

Wir wollen alle Zuwanderer zu deutschen Staatsbürgern machen und zwar nicht auf dem

Papier, sondern wirklich. Das setzt den Mut voraus, sowohl den Hasspredigern wie auch den integrationsunwilligen Ausnutzern unserer Sozialsysteme in bisher nicht bekannter Deutlichkeit

ihre Grenzen aufzuzeigen. Genauso gilt es, die pauschale Verunglimpfung von Islam-Gläubigen

oder die Diskriminierung ganzer Bevölkerungsgruppen zu stoppen. Rot-Rot legt dagegen

ein lächerliches Integrationsgesetz vor, ohne Ideen und ohne Veränderungswillen, außer

demjenigen, noch mehr Bürokratie zu schaffen. Selbst der juristische Dienst der Senatskanzlei

hat schwerste rechtliche Bedenken und zweifelt am Nutzen des rot-roten Integrationsgesetzes.

Auch der SPD-Bezirksbürgermeister von Mitte betitelte es als realitätsfern und nutzlos. Dessen

Partei- und Amtskollege aus Neukölln nannte es „Bürokratisches Pillepalle und Etikettenschwindel“.



Klarere Kompass der Union



Unser Programm nennt die Probleme beim Namen und bietet Lösungen an. Die wesentlichen

übergeordneten Fragen stehen dabei in einem unauflöslichen Zusammenhang. Da ist zum

einen die verheerende finanzielle Situation, die ohne eine dynamische, nachhaltige, wirt-



Unauﬂöslicher Zusammenhang

zwischen Integration,

Wirtschaft und Bildung



Selbst SPD-Politiker nennen

Integrationspolitik des Senats

realitätsfern und nutzlos
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schaftliche Gesundung Berlins alle anderen Probleme schwer lösbar macht. Zum anderen

stammen ein Viertel der Berliner aus dem Ausland. Schaffen wir deren Integration nicht, wird

Berlins Genesung nicht gelingen. Das wiederum ist abhängig davon, dass unser Bildungssystem

die entsprechenden Voraussetzungen für alle Berliner schaffen kann. Auch davon sind wir

leider meilenweit entfernt.

Vier zentrale Felder: Bildung,

Wirtschaft, Integration und

Innere Sicherheit

Innere Sicherheit als notwendige

Voraussetzung für die Lösung der

Probleme in anderen Bereichen



In Berlin müssen somit drei Bedingungen gleichzeitig erfüllt werden, damit die Probleme in

allen Bereichen nicht weiter steigen: Wir brauchen erstens Wirtschaftskraft zur Sanierung

der Haushalte und zur Beschäftigung, wir brauchen zweitens eine leistungsfähige Bildungs-,

Wissenschafts- und Hochschullandschaft und wir brauchen drittens eine erfolgreiche Integration. Dazu müssen wir die innere Sicherheit gewährleisten. Fehlt es an diesem vierten

Punkt, wird die Lösung der drei Bereiche Bildung, Wirtschaft und Integration so behindert, dass

jeder Erfolg gleich wieder gefährdet ist. Nicht zufällig hat die Union diese vier Bereiche zu den

zentralen Themen ihres Wahlkampfs erklärt. Eine Verkürzung auf nur ein Thema - auch wenn es

Bildung heißt - ist zum Scheitern verurteilt.

Gewalt, Kinderarmut, marode Schulen, kaputte Straßen oder S-Bahn sind heute schon deutlich

spürbare Folgen davon, dass die vorgenannten Bedingungen eben nicht erfüllt sind. Ähnliche

Defizite zeigen sich in Ansätzen in der Gesundheitsversorgung oder auch bei den Computersystemen der Verwaltung.



Stadtentwicklung muss endlich

das tun, was der Name sagt:

die Stadt entwickeln helfen



Flankiert werden müssen die vier zentralen Felder von einer klugen, vorausschauenden Stadtentwicklungspolitik. Auch hier sind die Warnsignale unübersehbar. Berlin hat nach der Einheit

einen wahren Bauboom erlebt, vom Pariser Platz bis zu den Bundesbauten, von dem neuen

Eisenbahnnetz bis zur Clubszene. Eine spektakuläre Neuigkeit reihte sich an die nächste.

Aber jetzt? Heute wird der Schlossbau verschoben, die Neugestaltung um den Hauptbahnhof

schleppt sich, die Berliner Altstadt zwischen Molken- und Neuem Markt bleibt leer und

spannende Szene-Orte müssen mühsam verteidigt werden oder sind, wie die Bar 25, verloren.

Jede öffentliche Debatte, ein konstruktiver Diskurs und eine Bürgerbeteiligung fehlen.



Soziale Brennpunkte wachsen



Neu entstehen und wachsen dafür soziale Brennpunkte. Armut hat in Berlin leider Konjunktur,

sagt der Sozial-Struktur-Atlas des rot-roten Senats: Während sich die sozialen Brennpunkte in

der Innenstadt verfestigt haben, wird nun auch das Leben an den Stadträndern prekärer. Die

Erhebung misst anhand von Indikatoren wie Arbeitslosigkeit, Lebenserwartung und Einkommenslage die sozialstrukturelle Entwicklung Berlins. Folgt man dem Bericht, verschlechtert

sich die Lage. Anders formuliert: die soziale Spaltung nimmt zu. Die Sozialsenatorin legt eine

gruselige Bilanz vor: 800.000 Menschen in Berlin leben von Transfergeld – früher nannte man

das Sozialhilfe.



800.000 Menschen in Berlin leben

von Transfergeldern –

ein trauriger Rekord in Europa



Unsere wirtschaftliche

Basis erodiert



22 Milliarden Euro Ausgaben –

nur 9,6 Milliarden Euro

Steuereinnahmen:

schlimmer als in Griechenland



Die wirtschaftliche Aktivierung Berlins ist inzwischen so offensichtlich notwendig, dass sich

selbst die Rhetorik des jetzigen Senats ein wenig ändert, wenn auch sein Handeln nicht. Die

wirtschaftliche Basis für die noch ungebrochene Attraktivität unserer Stadt, für unsere hohe

Lebensqualität erodiert.

Ganz gleich, welches Zukunftsthema wir ansprechen, überall ist der Geldmangel so groß, dass

er die Probleme in Berlin vergrößert. Die finanziellen Nöte der Stadt haben ein beängstigendes

Ausmaß angenommen. 22 Milliarden Euro gibt Berlin im nächsten Jahr aus. Die Steuereinnahmen liegen weit unter der Hälfte: bei nur 9,6 Milliarden Euro. Und obwohl andere Bundes-
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länder und der Bund etwa sieben Milliarden pro Jahr zuschießen, ist die Haushaltslücke immer

noch viel größer als die von Griechenland, das solche Zuschüsse nicht bekommt. Aber: Sparen,

bis es quietscht und Gebühren erhöhen, bis es beißt, kann nicht die Antwort sein. Dann würden

wir irgendwann gezwungen, Universitäten, Opern und dazu Schulen und Krankenhäuser zu

schließen – und die Busfahrpreise zu verdoppeln.

Die einzig denkbare Antwort ist eine ganz neue Wirtschaftspolitik, die die Unternehmen

in der Stadt wachsen und damit die Steuern sprudeln lässt. Das setzt voraus, dass wir nicht

gleichgültig reagieren, wenn allein innerhalb eines Monats die Bahn ihre Logistikzentrale

abzieht, der Filmkonzern Time Warner sein Büro schließt und Daimler Financials seinen Unternehmenssitz nach Stuttgart verlegt. Dem gegenwärtigen Senat fehlt leider jedes Verständnis

und jeder Sinn für die Dringlichkeit von wirtschaftspolitischen Themen.



Einzig denkbare Antwort:

eine viel entschlossenere

Wirtschaftspolitik



Unterstützt werden muss das Wachstum von bestehenden Unternehmen und die Gründung

und Entwicklung von neuen Industrien und Firmen. Ansiedlungen sind eine nützliche Ergänzung, aber ersetzen die Entwicklung im Bestand nicht. Dabei geht es um zwei Dimensionen

von Unterstützung: die gezielte Hilfe in einzelnen Branchen, sei es durch Genehmigungen,

Pilotaufträge, Kontaktanbahnungen, Vernetzung mit Wissenschaft und Ähnlichem. Gleichzeitig

ist mindestens so wichtig, dass Unternehmen die richtige Umgebung, den richtigen Nährboden

zum Wachsen vorfinden. Hier geht es um Infrastruktur, wie Straßen, den neuen Flughafen, zuverlässige bezahlbare Energie und Grundstücke, eine unbürokratische Verwaltung und weitere

Faktoren. Berlin hat beim Thema Wirtschaftsfreundlichkeit von Regierung und Verwaltung in

den Untersuchungen verschiedener Institute die letzten Plätze abonniert.



Die Unterstützung bestehender

Unternehmen gehört endlich

in den Mittelpunkt



Wirksam wäre, wenn es mehr Verlässlichkeit und Tempo gäbe. Das kostet nichts, schafft aber

viele Arbeitsplätze. Wo darf ich was? Worauf kann ich Investitionen aufbauen? Gilt morgen

schon wieder etwas anderes? Berlin hat sich vier Anläufe für ein neues Klimaschutzgesetz geleistet und immer noch keine Lösung gefunden. Die Firmen tappen im Dunkeln. Bis heute gibt

es nicht einmal eine handhabbare Regelung für die Parkerlaubnis für Handwerker im Außendienst. In Sonntagsreden war das alles versprochen. Zu den kommenden Wahlen legt die IHK

eine seitenlange Versäumnisliste vor, die sie höflich als Wahlprüfsteine umschreibt.



Verlässlichkeit und Dringlichkeit:

zwei Fremdworte für Berlins

Wirtschaftspolitik



In PR-Veranstaltungen schwärmt der Senat von den Chancen von E-mobility. Die gibt es in der

Tat. Nur braucht der Senat ein ganzes Jahr, um von der CDU die Idee einer Plattform-Agentur

zu übernehmen. Bloß hat die praktisch kein Geld. Sie soll ein Netzwerk sein. Allerdings ist kein

einziges Unternehmen aus der Automobilbranche dabei. Nicht einmal die Berliner Zulieferer. In

diesem Schlafwagentempo kommt E-mobility nie nach Berlin.



Auch neue Themen ohne Elan:

E-mobility auf der Stand –

statt auf der Überholspur



Ein erheblicher Teil der

Problemlösung liegt in einer

professionelleren Verwaltung



Auch die Gesundheitswirtschaft fragt sich, wann und wie Berlin die Charité saniert. Mit der

bundesweit niedrigsten Investitionsquote aller Krankenhäuser wird man nicht führend, sondern

Schlusslicht. Das hoch gelobte Gesundheitscluster ist blockiert. Für all das hat die Berliner CDU

konkrete Lösungsvorschläge vorgelegt. Nicht umsonst widmet sich die ausführlichste Passage

des folgenden Programms der Wirtschaft.

Zur Wirtschaftspolitik im weiteren Sinne gehört auch der Verkehr. Der funktioniert in Berlin

nur, wenn nicht einzelne Verkehrsarten gegeneinander ausgespielt werden. Der Grundsatz der

Freiheit darf nicht untergehen. Die CDU macht Verkehrspolitik für alle Berliner, nicht nur für die

in der Innenstadt oder am Stadtrand wohnenden Menschen.



Wirtschaft läuft nicht

ohne Verkehr
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Planbare Klimaziele schaffen

Klimaschutz-Industrie

Nur mehr Wohnungen halten

die Preise wirklich niedrig



Fachkräftemangel:

in Zukunft das wichtigste

Thema für die Wirtschaft



Eine ökologische, nachhaltige, bezahlbare Energieversorgung, langfristig verlässliche

Klimaziele, die mit dem Aufbau einer entsprechenden Industrie abgestimmt sind, können die

Wirtschaftspolitik unterstützen und gleichzeitig Berlin zu einem vorbildlichen Umweltstandort

machen. Auch günstige Mieten sind nicht nur sozial gewollt, sondern stellen einen großartigen

Wettbewerbsvorteil für Berlins Unternehmen dar. Wohnungspolitik darf also nicht heißen,

wir haben möglichst viele Wohnungsbaugesellschaften. Die durchschnittliche Miete dort ist

übrigens unter Rot-rot leicht höher (!) als bei privaten Wohnungsbesitzern! Sinnvoll ist hier nur

eine kontinuierliche Vergrößerung des Angebots. Nur das hält die Mieten niedrig.

In dem wichtigsten wirtschaftspolitischen Problem steckt für Berlin auch eine Chance:

Der Fachkräftemangel bedroht alle Firmen in Europa, auch unsere in Berlin. Dank unser

Attraktivität, unserer Potenziale an den Hochschulen, unserer niedrigen Mieten, unseres vorbildlichen Kulturangebots können wir einen Wettbewerbsvorsprung erzielen. Er würde dafür

sorgen, dass wir mehr mobile, qualifizierte Menschen haben und Unternehmen deshalb ihre

Entwicklung stärker nach Berlin ziehen. Dafür müssen wir einiges tun. Im Programm finden sie

viele konkrete Vorschläge.



Familien werden grob vernachlässigt



In diesem Zusammenhang ist die kaum vorhandene Familienpolitik eine besondere Schwäche

in Berlin. Das Wort Familie kommt im letzten Koalitionsvertrag zwischen SPD und Linke erst

gar nicht vor! Talente und Führungskräfte kommen nicht nach Berlin, wenn für ihre Familien

nicht gesorgt ist. Da geht es um Schulpolitik, Stadtentwicklung, Sicherheit und vor allem um die

Vereinbarkeit von Familie und Beruf. Kein einziges Mitglied im heutigen Berliner Senat hat auch

nur ein einziges Kind in einer öffentlichen Schule von Berlin. Dem Senat fehlt die Berührung mit

der Realität - und so ist auch seine Politik.



Hunderttausende Kinder leben

von Hartz IV – die größte soziale

Ungerechtigkeit, die der rot-rote Senat

einfach nur verwaltet



Genauso allein gelassen sind auch Alleinerziehende in dieser Stadt: 88 Prozent aller Alleinerziehenden mit mehreren Kindern leben in Berlin von Hartz IV. Aus dieser Gruppe kommen

die meisten Kinder, die in Hartz IV aufwachsen. Mehr als jedes dritte Berliner Kind lebt heute

so. Hier verfestigen sich Strukturen, die das Gemeinwesen untergraben. Auch hier tickt eine

Zeitbombe. Wenn diese Kinder mehrheitlich ohne gute Schulbildung dann den größten Teil der

nächsten Generation stellen, dann droht Berlin der soziale und wirtschaftliche Absturz. Es geht

um Hunderttausende Kinder, die nicht gut genug auf ihr Leben vorbereitet sind.



23 Schulreformen bringen

Berlin von Pisa-Platz 9 auf

die Abstiegsränge



Auch an den Schulproblemen ist der rot-rote Senat gescheitert. Seit 2003 hat er die Stadt mit

23, in Worten: dreiundzwanzig, Schulreformen überzogen. Vor den ganzen Reformen stand

Berlin auf Pisa-Platz 9. Heute stehen wir auf einem Abstiegsplatz und träumen von einem

solchen Ergebnis. Schon damals hatte die Stadt wenig Geld, gab es viele Zuwanderer, vor

allem auch aus der türkischen Unterschicht, deren Kinder leider notorisch Schwierigkeiten in

der Schule haben. Diese altbekannten Besonderheiten müssen heute für die noch schlechter

gewordenen Ergebnisse herhalten. „Wir sind auf dem richtigen Weg“, sagt Schulsenator Zöllner

dazu wörtlich. Der Mann hat Humor. Gestern standen wir am Abgrund, heute sind wir einen

Schritt weiter.



60 Prozent der Schüler

erreichen das

Leistungsniveau nicht



Die ganze Dramatik wird deutlich, wenn man hört, dass außerhalb von Gymnasien 60 Prozent

der Schüler in Berlin das geforderte Leistungsniveau nicht erreichen. An den Gymnasien sieht

es zwar ein wenig besser aus, aber immer noch wesentlich schlechter als im bundesdeutschen

Vergleich. Das nimmt der Senat nun zum Anlass, die Gymnasien schlechter auszustatten. Als

wenn es das Ziel wäre, dass alle schlecht abschneiden.
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Die schlechte Ausstattung ist ein Grund dafür, dass die verkürzten Laufzeiten bis zum Abitur,

das sogenannte G8, unnötig schlecht läuft. Andere Länder sind besser. Inzwischen wurde

nämlich auch verglichen: G8-Abiturienten schneiden nicht schlechter ab als die ein Jahr

länger laufenden G9-Schüler. Anders als bei den meisten Berliner Reformen gibt es also Veränderungen, die das Leistungsniveau nicht absenken.



Gymnasien werden benachteiligt



Wir haben uns selbst an Brandbriefe aus Berliner Schulen gewöhnt. Die Reaktion des Senats

schwankt zwischen Untätigkeit, Beschwichtigung und sinnlosem Verwaltungs-Aktionismus.

Nun soll es also ein Qualitätspaket mit mehr Kontrollen geben, sagt die Verwaltung. Als wenn

Fragebögen, Bürokratie und Gängelei die Situation verbessern könnten. Gut wird es erst, wenn

Schulen ihre Situation selbst in die Hand nehmen dürfen und der Senat sie dabei unterstützt.

Die Hoover-Schule in einer problembeladenen Ecke des Weddings ist so ein Beispiel. Selbst die

Rütli-Schule hat sich stark verbessern können. Von der Schulpolitik in Berlin kann man leider

nur das Gegenteil berichten. Dass es viele frustrierte Lehrer gibt, kann man gut verstehen. Das

gehört wohl zum System. Denn in Berlin demotiviert man am besten gleich den ganzen Öffentlichen Dienst. Sparen ist gut, wenn man gemeinsam mit den Betroffenen günstigere und oft

bessere Lösungen sucht. Kürzen und Alleinlassen ist das falsche Rezept.



Nur wenn die Schulen endlich

mehr selbst entscheiden dürfen,

kann es besser werden



Anfang Januar haben wir Frank Henkel zum Spitzenkandidaten der CDU für die Wahlen am 18.

September gewählt. In seiner ersten Rede hat er sein zentrales Versprechen formuliert: „Aufräumen, wo Berlin nicht funktioniert“. Einen drastischen Beleg für den Bedarf nach Aufräumen

kann man dem Tagesspiegel vom 10. Januar entnehmen. Dort kommentiert Harald Martenstein

auf Seite 1 die Lage Berlins: „Berlin hat, ich vertrete diese These seit Jahren, nach 1989 einen

ähnlichen Weg genommen wie viele afrikanische Staaten nach dem Ende der Kolonialherrschaft. Lokale Eliten kommen an die Macht, die ihrer Aufgabe nicht gewachsen sind, Misswirtschaft und Günstlingswirtschaft verbreiten sich, die Infrastruktur verfällt, während die

Kaste der Mächtigen Partys feiert. Berlin ist ein sogenannter ‚failing state’, ein Staat, der seine

Aufgaben nicht mehr erfüllen kann.“



Frank Henkel verspricht:

Aufräumen, wo Berlin

nicht funktioniert



Nüchtern zusammen gefasst:

Berlin wird schlecht regiert.

Das muss sich ändern.

Wir sagen auf den nächsten Seiten, wie.



Jetzt bitte umblättern!

Und lesen, wie Berlin wieder

besser regiert wird



Berlins Schulpolitik verdient

die Note ungenügend, der Senator

kann sich setzen –

aber bitte zur Ruhe



Berlin – ein „failing state“?
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88, 99



Bildung / Schule



27, 28, 29, 30, 31, 32, 33, 34, 35, 36, 37, 38, 39, 40, 41, 42, 56, 57, 61, 94



Extremismus



51



Familie



19, 88, 89, 90



Gesundheit



82, 83, 84, 85, 86, 87



Haushalt / Finanzen



7, 15, 20, 21, 22, 24, 25, 27, 52, 70, 78, 85



Hochschulen / Universitäten



4, 15, 18, 19, 42, 43, 61, 62



Innere Sicherheit / Polizei



33, 44, 45, 46, 47, 48, 49, 50, 51, 52, 53, 54, 55, 59, 74, 90



Integration



17, 40, 56, 57, 58, 59, 60, 61, 62



Jugend



48, 49, 89, 90, 91, 92, 94
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54, 55, 59, 90



Kultur



9, 10, 93, 95, 96, 97, 98



Natur / Umwelt



1, 3, 6, 8, 73



Senioren



10, 19, 77



Soziales



16, 17, 19, 27, 56, 75, 82, 87, 88, 89, 90



Sport



99, 100



Stadtentwicklung



1, 2, 5, 6, 7, 10, 15, 30, 57, 63, 64, 65, 66, 68, 70, 72, 73, 74, 75, 76,

77, 78, 79, 80, 81, 88, 93, 96, 97



Verkehr



1, 2, 8, 15, 23, 24, 50, 64, 65, 66, 67, 68, 69, 70, 71, 78



Verwaltung / Öffentlicher Dienst



3, 4, 9, 12, 14, 15, 20, 25, 26, 53, 63, 68, 88



Wirtschaft



1, 2, 3, 4, 5, 6, 7, 8, 9, 10, 11, 12, 13, 14, 15, 16, 17, 18, 19, 36, 41,

56, 61, 62, 88, 95, 98



Wissenschaft / Forschung



4, 6, 9, 11, 42, 85



Wohnen



52, 75, 76, 77, 78, 79, 88
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